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Bonn, den 2. Juni 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Niederlassungsrecht in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 

Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates über die Erweiterung des 
Geltungsbereichs der Richtlinie (EWG) des Rates vom 
25. Februar 1964 zur Koordinierung der Sondervorschriften 
für die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, soweit 
sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, Sicherheit oder 
Gesundheit gerechtfertigt sind, auf die Arbeitnehmer, die 
von dem Recht, nach Beendigung einer Beschäftigung im 
Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbleiben zu können, 
Gebrauch machen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 6. Mai 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Brandt 


Druck: Buciidruckerei R. Madel, 5307 Wachtberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 33 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 31 



Drud(sadie VI/2234 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag einer Richtlinie (EWG) des Rates 
über die Erweiterung des Geltungsbereichs der Richtlinie 
(EWG) des Rates vom 25. Februar 1964 zur Koordinierung der 
Sondervorschriften für die Einreise und den Aufenthalt von 
Ausländern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind, auf die Arbeit- 
nehmer, die von dem Recht, nach Beendigung einer Beschäfti- 
gung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbleiben zu kön- 
nen, Gebrauch machen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 49 und 56 Absatz (2), 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

nach Stellungnahme des Wirtschafts- und Sozial- 
ausschusses, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Mit der Richtlinie (EWG) des Rates vom 25. Fe- 
bruar 1964 ‘) wurden die Sondervorschriften für die 
Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, so- 
weit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind, koor- 
diniert, und mit der Verordnung (EWG) der Kom- 
mission Nr. 1251/70 vom 29. Juni 1970-) wurden die 
Voraussetzungen festgelegt, nach denen Arbeitneh- 
mer das Recht haben, nach Beendigung einer Be- 
schäftigung im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates 
zu verbleiben. 

Von nun an findet die Richtlinie des Rates vom 
25. Februar 1964 auch auf die Personen Anwendung, 
für die die Verordnung (EWG) Nr. 1251/70 der Kom- 
mission gilt — 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

Die Richtlinie (EWG) des Rates vom 25. Februar 
1964 zur Koordinierung der Sondervorschriften für 
die Einreise und den Aufenthalt von Ausländern, 
soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ordnung, 
Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt sind, gilt 
für die Angehörigen der Mitgliedstaaten und deren 
Familienangehörigen, die aufgrund der Verordnung 
(EWG) Nr. 1251/70 der Kommission vom 29. Juni 
1970 von dem Recht Gebrauch machen, im Hoheits- 
gebiet eines Mitgliedstaates zu verbleiben. 

Artikel 2 

Die Mitgliedstaaten treffen die erforderlichen Maß- 
nahmen, um dieser Richtlinie binnen sechs Monaten 
nach ihrer Bekanntgabe nachzukommen und setzen 
die Kommission hiervon unverzüglich in Kenntnis. 

Artikel 3 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 56 
vom 4. April 1964, S. 850/64 

2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 142 
vom 30. Juni 1970, S. 24 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 


Der Präsident 
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Begründung 


1. Das Recht der Freizügigkeit Her A.rbeitnehmer 
innerhalb der Gemeinschaft wird nach Artikel 48 
Abs. 3 EWGV vorbehaltlich der aus Gründen der 
öffentlichen Ordnung, Sicherheit und Gesundheit 
gerechtfertigten Beschränkungen ausgeübt. 

Diese Beschränkungen sind Gegenstand der Richt- 
linie (EWG) des Rates Nr. 64/221 vom 25. Februar 
1964 zur Koordinierung der Sondervorschriften 
für die Einreise und den Aufenthalt von Auslän- 
dern, soweit sie aus Gründen der öffentlichen Ord- 
nung, Sicherheit oder Gesundheit gerechtfertigt 
sind. Artikel 1 dieser Richtlinie begrenzt jedoch sei- 
nen Geltungsbereich auf die Staatsangehörigen 
eines Mitgliedstaates, die auf dem Hoheitsgebiet 
eines anderen Mitgliedstaates eine selbständige 
oder unselbständige Erwerbstätigkeit ausüben oder 
Dienstleistungen entgegennehmen, und auf deren 
Familienangehörige. 

2. Die Kommission hat am 29. Juni 1970 in Durch- 
führung von Artikel 48 Absatz 3 d) EWGV die Ver- 
ordnung (EWG) Nr. 1251/70-) über das Recht der 


Arbeitnehmer, nach Beendigung einer Beschäftigung 
I im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaates verbleiben 
I zu können, verabschiedet. 

Die Personen, auf die diese Verordnung Anwen- 
dung findet, üben keinerlei Tätigkeit aus und sind 
deshalb zur Zeit nicht durch die Ratsrichtlinie Nr. 
j 64/221 geschützt. 

Der beiliegende Richtlinienvorschlag des Rates soll 
deshalb diese Lücke schließen. 

3. Dieser Vorschlag beschränkt sich darauf, die 
Richtlinie Nr. 64/221 auch auf diejenigen Personen 
anzuv/enden, für die die Verordnung Nr. 1251/70 
I gilt, ohne jedoch die Richtlinie Nr. 64/221 selbst zu 
! ändern. 

j Der Vorschlag wurde dem Beratenden Ausschuß für 
1 die Freizügigkeit der Arbeitnehmer vorgelegt, der 
i ihn einstimmig gebilligt hat. 
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